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Bürger sollen
als Kunden
mitbestimmen

Das Einzel-
handels- und Nahversorgungs-
konzept ist inzwischen sechs
Jahre alt. Ein Zeitraum, bei dem
sich beim Kaufverhalten und in
der Gladbacher Geschäftswelt
viel verändert hat. Deshalb hat
die Stadt ein Kölner Gutachter-
büro damit beauftragt, das Kon-
zept fortzuschreiben–unterBe-
rücksichtigung aktueller Markt-
entwicklungen. Wichtiger Be-
standteil der Strukturanalyse ist
dabei die Befragung von Ge-
schäftsleuten und Bürgern.
ZumStartderDatenerhebung

suchen die Mitarbeiter des be-
auftragten Büros die Einzelhan-
delsbetriebe im Stadtgebiet auf,
um Verkaufsflächen und Sorti-
menteaufzunehmen.Umeinak-
tuelles Stimmungsbild für die
Einschätzung des Einkaufs-
standortsausKundensichtzuer-
halten,sollenzudemindenZen-
tren Stadtmitte, Bensberg und
Refrath Passanten befragt wer-
den. Außerdem werden rund
600 Haushalte telefonisch zum
räumlichen Einkaufsverhalten
befragt. Hieraus erwartet die
Stadt Rückschlüsse über Nach-
frage und Kaufverhalten.

Einzelhandelskonzept wird
fortgeschrieben–Umfragen finden statt

Um gleichzeitig auch die Si-
tuation aus Sicht des Einzelhan-
dels zu beleuchten, wird die
Händlerschaft im Stadtgebiet
gebeten, sich an einer Online-
Befragung zu beteiligen. Die Be-
triebe sollen gesondert infor-
miertwerden, kündigt die Stadt-
verwaltung an. Bürgermeister
Frank Stein bittet umUnterstüt-
zung der Befragungsaktionen:
„Bergisch Gladbach hat eine gu-
te Basis an ortsansässigen Ge-
schäften,unddassollauchinZu-
kunft so bleiben.“
DasKonzept gilt als Leitfaden

für künftige Planungen, den Ort
auch in den nächsten Jahren at-
traktiv zu machen. Viele Einzel-
händler seien besorgt um Um-
satz und Fortbeststand ihrer Ge-
schäfte, heißt es in der Presse-
mitteilung der Stadt.
Auch die Corona-Pandemie

habe ihre Spuren im Einzelhan-
delssektor hinterlassen. Des-
halb sei auch ein Themader gut-
achterlichen Bewertung, ob die
Pandemie denOnlinehandel be-
schleunigt habe. Die gutachter-
liche Bewertung habe das Ziel,
den Status quo des Einzelhan-
dels im Stadtgebiet detailliert
darzustellen und durch zielge-
nauePlanungeneinengesunden
Bestand zu sichern.
Denn das Einzelhandelskon-

zept dient den Kommunalpoliti-
kern als Instrumentarium, mit
demsiedieEntwicklungdesEin-
zelhandels und die Ansiedlung
neuer Geschäfte steuern und
gleichzeitig das Ausbluten der
Zentren verhindern können.
Ansprechpartnerin bei der

Stadt Bergisch Gladbach ist Sa-
rah Kramme, (0 22 02)14 15 41.

KeinWeihnachtsmarkt imHof von Schloss Bensberg

Auch in die-
sem Jahr wird es keinen Weih-
nachtsmarkt imHof von Schloss
Bensberg geben. Das bestätigte
Matthias Kienzle, Direktor des
Althoff Grandhotels, dieser Zei-
tung. „Wir haben die Entschei-

Hoteldirektor bestätigt Entscheidung –Nächstes Jahr soll es mit bewährtemKonzept weitergehen
dung bereits im August getrof-
fen, als noch gar nicht absehbar
war, wie es mit der Pandemie
weitergeht“, erklärt Kienzle.
„DerMarkthateine langeVorbe-
reitungszeit. Das Risiko war uns
einfach zu hoch.“ Für das nächs-

te Jahr halte man aber am be-
währten Konzept fest. Beim so-
genannten Unikat-Weihnachts-
markt werden handgefertigte
Produkte aus der Region ange-
boten. Die Buden sind einheit-
lich gestaltet. Im Jahr 2019hatte

der Weihnachtsmarkt auf
Schloss Bensberg zum letzten
Mal stattgefunden. Vertreten
waren etwa 90 Aussteller und es
gab ein umfangreiches Musik-
programm mit regionalen Chö-
ren und Ensembles. (eck)

Die Stadt hat
eine gute Basis

an ortsansässigen
Geschäften, und das soll
auch in Zukunft so
bleiben.

Satzung
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG

für straßenbauliche Maßnahmen an der Schwerfelstraße im Bereich von
der Einmündung in die Ackerstraße bis zur Einmündung der Asternstraße
(bis zur Höhe einer gedachten Verlängerung der Hinterkante des west-
lichen Gehwegs der Asternstraße) einschließlich der unselbständigen

Stichstraßen zu den Grundstücken Schwerfelstraße 10 – 14,
Schwerfelstraße 16 – 26 und Schwerfelstraße 28 – 38

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994 S. 666), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 29.09.2020 (GV. NRW. S. 916), und des § 8 Kommu-
nalabgabengesetz (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 19.12.2019 (GV. NRW. S. 1029), hat der Rat der Stadt Bergisch Glad-
bach in seiner Sitzung am 05.10.2021 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Erhebung von Straßenbaubeiträgen

Als Ersatz des Aufwandes für die nochmalige Herstellung, die Erweiterung und
die Verbesserung des oben genannten Abschnitts der Schwerfelstraße sowie als
Gegenleistung für die dadurch den Eigentümern und Erbbauberechtigten der
erschlossenen, wirtschaftlich nutzbaren Grundstücke erwachsenden Vorteile
erhebt die Stadt Bergisch Gladbach Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für

1. den Erwerb einschließlich der Nebenkosten der für die Herstellung,
Erweiterung oder Verbesserung benötigten Grundflächen; dazu ge-
hört auch der Wert der hierfür von der Stadt aus ihrem Vermögen
bereitgestellten Grundstücke; maßgebend ist der Verkehrswert im
Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme,

2. die Freilegung von Flächen,

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung der Fahrbahnmit Unter-
bau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen,

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung von

a) Gehwegen,
b) Beleuchtungseinrichtungen,
c) Entwässerungseinrichtungen,
d) Parkflächen, Standspuren und Busbuchten, soweit sie Bestand-

teile von Straßen, Wegen und Plätzen sind,
e) Grünanlagen und Straßenbegleitgrün, soweit sie Bestandteile

von Straßen, Wegen und Plätzen sind,
f) Mischflächen.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(3) Der Ausschuss für strategische Stadtentwicklung und Mobilität des Rats
der Stadt Bergisch Gladbach kann beschließen, dass der Aufwand für einen
selbständig nutzbaren Abschnitt einer Anlage gesondert ermittelt wird.

§ 3
Anteil der Stadt und der Beitragspflichten am Aufwand

(1) Die Stadt trägt den Anteil des Aufwandes, der auf die Inanspruchnahme
der Anlage durch die Allgemeinheit entfällt. Der übrige Teil des Aufwan-
des ist von den Beitragspflichtigen zu tragen.

(2) Überschreiten Anlagen die nach Abs. 4 anrechenbaren Breiten, so trägt die
Stadt den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein.
Dies gilt nicht für die Beleuchtung und die Oberflächenentwässerung.

(3) Der oben genannte Bereich der Schwerfelstraße einschließlich der un-
selbständigen Stichstraßen dient ganz überwiegend der Erschließung der
angrenzenden Grundstücke oder der durch private Zuwegung mit ihnen
verbundenen Grundstücke. Es handelt sich somit bei der Anlage um eine
Anliegerstraße.

(4) Die anrechenbaren Breiten und der Anteil der Beitragspflichtigen werden
wie folgt festgesetzt:

Bei den angegebenen Breiten handelt es sich um Durchschnittsbreiten.
Mehrbreiten im Bereich von Einmündungen, Straßenkreuzungen und
Wendeflächen sind beitragspflichtig. Wenn bei einer Straße ein oder beide
Parkstreifen fehlen, erhöht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um
die anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen, höchstens
jedoch um 5,00 m, falls und soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit
geboten wird.

(5) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenab-
schnitte, für die sich nach Abs. 5 unterschiedliche anrechenbare Breiten
oder unterschiedliche Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die
Straßenabschnitte gesondert abzurechnen.

§ 4
Beitragsmaßstab

(1) Der nach den §§ 2 und 3 ermittelte Anteil der Beitragspflichtigen wird
auf die das Abrechnungsgebiet bildenden Grundstücke nach der Grund-
stücksfläche unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Nutzung nach
Art und Maß verteilt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer

Tiefe von 40 m von der Erschließungsanlage oder von der der Erschließ-
ungsanlage zugewandten Grenze des Grundstückes. Reicht die bauli-
che oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so ist die
Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung
bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbin-
dung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der
Grundstückstiefe unberücksichtigt.

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem
Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt:

1. Bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren Grund-
stücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist 1,0,

2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5.

(4) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder
die Geschosszahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt ist,

a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,
b) bei unbebauten, aber noch bebaubaren Grundstücken die Zahl der

auf den
bebauten Grundstücken des Abrechnungsgebietes überwiegend vor-
handenen

Geschosse maßgebend.

(5) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen,
gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke.

(6) Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht fest-
stellbar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerkes als ein Vollge-
schoss gerechnet.

(7) Werden in einem Abrechnungsgebiet außer überwiegend gewerblich oder
in gleichartiger Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Kranken-
haus- und Schulgebäuden) genutzten Grundstücken oder Grundstücken,
die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplanes in einem Kern-, Gewer-
be- oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so
sind für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie
für Grundstücke, die überwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise
genutzt werden, die in Abs. 3 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,5 zu er-
höhen.

§ 5
Grundstücksbegriff

Mehrere Grundstücke, die gemeinsam eine wirtschaftliche Einheit bilden,
sind wie ein Grundstück zu behandeln. Ein Grundstück, auf dem mehrere
wirtschaftliche Einheiten vorhanden sind, ist so zu behandeln, als stellte jede
wirtschaftliche Einheit ein selbständiges Grundstück dar. Im Übrigen gilt der
Grundstücksbegriff im Sinne des Grundbuchrechtes.

§ 6
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides Eigentümer des durch die Anlage erschlossenen Grundstückes ist.
Mehrere Eigentümer eines Grundstückes haften als Gesamtschuldner, bei
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentümer nur entsprechend ihres Miteigentumsanteils beitragspflichtig.

(2) Ist das Grundstückmit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des
Eigentümers der Erbbauberechtigte.

§ 7
Kostenspaltung

Der Beitrag kann für
1. die Fahrbahn,
2. die Gehwege,
3. die Parkflächen,
4. die Beleuchtungsanlagen,
5. die Entwässerungsanlagen,
6. die Mischflächen

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlos-
sen worden ist. Die Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall vom
Ausschuss für strategische Stadtentwicklung und Mobilität des Rats der Stadt
Bergisch Gladbach beschlossen.

§ 8
Vorausleistungen

Sobald mit der Durchführung der Maßnahmen begonnen worden ist, kann die
Stadt angemessene Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen Beitrages, erheben.

§ 9
Fälligkeit

Bei Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft.

(2) Im gleichen Zeitpunkt tritt für den oben genannten Abschnitt der Schwer-
felstraße die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG vom
30.07.1988 i.d.F. der III. Nachtragssatzung vom 20.04.2003 außer Kraft.“

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 06.10.2021

Frank Stein
Bürgermeister

Der Bürgermeister

in sonstigen
Baugebieten
und innerhalb
im Zusammen-
hang bebauter
Ortsteile

Anteil der
Beitragspflichtigen

m %

a) Fahrbahn 6,00 70

b) Parkflächen je 5,00 80

c) Gehweg je 2,50 80

d) Beleuchtung - 70

e) Oberflächenentwässerung - 70

f) Mischflächen 5,50 75

BEKANNTMACHUNG


